
Absprache zur Durchführung der Richtlinien gemäß § 44c Abgeordnetengesetz

(AbgG), für die 17. Wahlperiode in der 2. Sitzung des Ausschusses für Wahlprü-

fung, Immunität und Geschäftsordnung am 3. Dezember 2009 übernommen

1. Einzelfallüberprüfung

Die Einzelfallüberprüfung über-

nehmen Berichterstattergruppen.

Die Berichterstattergruppen beste-

hen jeweils aus dem Vorsitzenden

und seinem Stellvertreter sowie je

einem Mitglied der Fraktionen und

Gruppen.

Es werden vier Berichterstatterg-

ruppen gebildet. Die Zuweisung

der Überprüfungsvorgänge an die

einzelnen Gruppen nimmt der

Ausschussvorsitzende vor.

Jedes Mitglied des Ausschusses

kann sich an der Akteneinsicht

beim Bundesbeauftragten beteili-

gen.

Den Bericht der Berichterstatterg-

ruppe und den Entwurf des Ent-

scheidungsvorschlages für den

Einzelfall an den Ausschuss legt

der Vorsitzende vor.

Die Feststellung des Ausschusses

wird vom Vorsitzenden ausgefer-

tigt.

2. Anhörung des Betroffenen

Termin und Ort bestimmt der Vor-

sitzende, er gibt dies in einer Aus-

schusssitzung bekannt.

Die Anhörung wird von der Be-

richterstattergruppe durchgeführt;

jedes Ausschussmitglied kann

teilnehmen.

Die Einladung erfolgt schriftlich

mit dem Hinweis, dass das betrof-

fene Mitglied des Bundestages

vorher Einsicht in die Akten des

Ausschusses nehmen kann.

Das betroffene Mitglied des Bun-

destages kann nach Ende der An-

hörung dem Ausschuss eine

schriftliche Stellungnahme zu-

leiten. Ob und inwieweit diese

Stellungnahme für die Antragstel-

lung gemäß Ziff. 5 der Richtlinien

bewertet wird, muss zum Zeit-

punkt der Abfassung der Be-

schlussempfehlung entschieden

werden.

3. Überprüfung von Amts wegen

Die Überprüfung von Mitgliedern

des Bundestages gem. § 44c Abs. 2

AbgG kann von jedem Aus-

schussmitglied beantragt werden.

Dem Antrag sind Belegmaterialien

beizufügen.

Der Vorsitzende unterrichtet den

Ausschuss über Anregungen ande-

rer Mitglieder des Bundestages.

4. Aktenaufbewahrung und Akten-

einsicht

Die Originale bleiben im Sekreta-

riat. Sie können dort von jedem

Ausschussmitglied eingesehen

werden.

Für das Überprüfungsverfahren

werden grundsätzlich nur zwei

Kopien gezogen, die ebenfalls im

Sekretariat verbleiben. Der Aus-



schuss kann beschließen, den Be-

richterstattern für ihre Arbeit au-

ßerhalb der Sekretariatsräume je-

weils eine weitere Kopie zur Ver-

fügung zu stellen.

Einsicht in die Akten des Aus-

schusses wird dem betroffenen

Mitglied des Bundestages nur in

den Räumen des Ausschusses ge-

währt. Bei der Einsichtnahme

müssen der Vorsitzende oder von

ihm beauftragte Mitglieder des

Ausschusses oder des Sekretariats

anwesend sein. Anonymisierte

Kopien werden dem betroffenen

Mitglied des Bundestages auf Ver-

langen ausgehändigt. Auf-

zeichnungen kann sich das betrof-

fene Mitglied des Bundestages an-

fertigen.

5. Öffentlichkeit

Die Mitglieder des Ausschusses

sind zur Verschwiegenheit über

schutzwürdige persönliche Daten

überprüfter Abgeordneter ver-

pflichtet.

Presseerklärungen über die inhalt-

liche Bewertung von Einzelfällen

werden nicht abgegeben.

Hörfunk- und Fernsehaufzeich-

nungen im Sitzungssaal während

der Sitzungen und Gespräche sind

unzulässig.

6. Feststellungskriterien

Feststellungskriterien für den Aus-

schuss sind:

A. hauptamtliche Tätigkeit für das

MfS/AfNS (vgl. § 6 Abs. 4 Nr. 1

StUG);

B. inoffizielle Tätigkeit für das

MfS/AfNS (vgl. § 6 Abs. 4 Nr. 2

StUG);

von dieser kann in der Regel in-

sbesondere dann ausgegangen

werden,

I. wenn eine unterzeichnete

Verpflichtungserklärung vor-

liegt, es sei denn, es liegt Ge-

ringfügigkeit („Bagatellfall“)

nach § 19 Abs. 8 Nr. 2 StUG

vor oder ein tatsächliches Tä-

tigwerden kann wegen feh-

lender Unterlagen nicht fest-

gestellt werden,

II. wenn nachweislich Berichte

oder Angaben über Personen

außerhalb offizieller Kontakte

geliefert wurden,

III. wenn ein Tätigwerden für das

MfS/AfNS auf sonstige Weise

zweifelsfrei belegt wird; Indi-

zien hierfür sind beispiels-

weise

a) die nachgewiesene Entge-

gennahme von Zuwendun-

gen, Vergünstigungen, Aus-

zeichnungen oder Ver-

gleichbarem,

b) eine nachgewiesene Eintra-

gung in den Karteien, insbe-

sondere



- falls unterschiedliche Re-

gistriernachweise mitei-

nander korrelieren,

- korrelierende Registrier-

nachweise auf eine länge-

re Zeit der inoffiziellen

Zusammenarbeit hindeu-

ten,

- oder während der Dauer

der Erfassung die Füh-

rungsoffiziere wechselten;

IV. von dieser Indizwirkung kann

in der Regel dagegen nicht

ausgegangen werden, wenn

Hinweise darauf bestehen, dass

Unterlagen zu Lasten Betroffe-

ner manipuliert worden sind;

C. politische Verantwortung für das

MfS/AfNS oder seine Mitarbeiter

und Mitarbeiterinnen.

D. Sind durch eine Tätigkeit oder po-

litische Verantwortung für das

MfS/AfNS Einzelpersonen nach-

weislich weder mittelbar noch

unmittelbar belastet oder benach-

teiligt worden, ist dies in die Fest-

stellungen aufzunehmen.




